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Das mobile Internet und die zunehmende Digitalisierung der Ge sell-
schaft stellt für die öffentliche Verwaltung eine besondere Her aus for-
derung dar, ihre Services in einem neuen Kontext anzubieten. Die über-
wiegende Mehrheit der Mobile-Government-Angebote ist aktuell von 
einem einseitigen Bereitstellen von Informationen durch die öffentliche 
Verwaltung gekenn zeichnet. Dies steht im Gegensatz zu den mobilen 
Interaktions- und Transaktions bedürfnissen der Bürger. Auch vor dem 
Hin ter grund der internationalen Entwicklung ist die Umsetzung der 
Mobile-Government-Entwicklung in Deutschland noch nicht sehr weit 
fortgeschritten. Die Studie zeigt den Stand und die Entwicklungs per-
spek tiven der Verwaltung hinsichtlich ihrer Angebote bei der mobilen 
Internutzung auf.
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gralen Bestandteil der öffentlichen Ver-
waltung geworden. Diese Entwicklung 
ist insbesondere vor dem Hintergrund 
zu sehen, dass inzwischen eine hohe Ver-
breitung von Internet zugängen (83 % im 
Jahr 2016) bei den Bürgern vorliegt.6 In 
einer neueren Studie wird ein verstärktes 
Interesse der Bürger festgestellt, Verwal-
tungsvorgänge möglichst vollständig über 
das Internet abzuwickeln, vor allem in 
den Bereichen „Steuern und Finanzen“, 
„Meldewesen“ und „Auto und Verkehr“.7 
Angesichts der wachsenden Komplexität 
und Vernetzung mit mobilen Endgeräten 
innerhalb der Gesellschaft, wird zuneh-
mend von der öffentlichen Verwaltung 
gefordert, sich zu modernisieren und ihre 
Verwaltungsvorgänge auf die mögliche 
Nutzung durch mobile Endgeräte umzu-
stellen.8 

International ist Mobile Government 
von besonderer Bedeutung und die Ent-
wicklung ist hier weit fortgeschritten. 
International führende und besonders 
innovative Städte im Bereich E-Govern-
ment verfügen über ein umfassendes und 
zugleich differenziertes Mobile-Govern-
ment-Angebot. Best-Practice-Beispiele 
hierfür sind etwa Hongkong oder New 
York.9 

Das Umfeld für Mobile Government 
ist in Deutschland durch die erhebliche 
Verbreitung von Mobilfunkanschlüssen 
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deutlich auf die Art und Weise aus, wie 
die öffentliche Verwaltung ihre Leistun-
gen anbietet.3 Daher wird die Nutzung 
von mobilen Informations- und Kommu-
nikationstechnologien wesentlich für die 
öffentliche Verwaltung sein, um ihre Leis-
tungen und den damit verbundenen ge-
sellschaftlichen Nutzen bereit zustellen.4 In 
diesem Sinne ist es wesentlich, die Auswir-
kungen dieser tiefgreifenden Entwicklung 
auf das Verhältnis zwischen den Bürgern 
und der öffentlichen Verwaltung zu ana-
lysieren, um ein effektives und effizientes 
öffentliches Leistungsangebot weiterhin 
zu gewährleisten.5

Bereits die stationären digitalen Infor-
mations- und Kommunikationstechno-
logien sind durch ihre sehr dynamische 
Entwicklung in der letzten Dekade in 
Form des E-Government zu einem inte-

Einführung

Die Digitalisierung hat in der vergange-
nen Dekade erhebliche Veränderungen in 
Wirtschaft, Gesellschaft und Verwaltung 
bewirkt.1 Insbesondere mobile Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien 
haben in den letzten Jahren zunehmend 
an Bedeutung gewonnen. Seit dem Jahr 
2011 gibt es weltweit mehr mobile Breit-
bandanschlüsse als stationäre Breitband-
anschlüsse, sodass heutzutage der mobile 
Breitbandanschluss der vorherrschende 
Zugang ins Internet ist. Studien gehen 
davon aus, dass im Jahr 2020 mehr als 
90 Prozent der Bevölkerung weltweit ein 
Mobilfunkgerät haben werden.2 In diesem 
Zusammenhang wirkt sich die wachsen-
de Nutzung insbesondere durch die mo-
bile Vernetzung der Bürger bei sozialen 
Netzwerken (Mobile Social Networking) 

1   Vgl.  Wirtz und Weyerer 2016, S. 1.

2   Vgl.  Ericsson 2016, S. 2.

3   Vgl.  Liu und Yuan 2015, S. 140.

4   Vgl.  Al-Hujran 2012, S. 155.

5   Vgl.  Im et al. 2014, S. 742.

6 Vgl.  ARD/ZDF-Onlinestudien 2016b.

7   Vgl.  Wirtz und Daiser 2017, S. 5.

8   Vgl.  Kommune21 2015;  Wirtz und Daiser 2017, 
S. 187;   United Nations 2016, S. 90.
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in besonderem Maße gegeben. Auf jeden 
Einwohner entfallen statistisch gesehen 
1,4 SIM-Karten, so dass der größte Teil 
der Bevölkerung über einen Mobilfunk-
anschluss verfügt.10 Ebenso hat sich die 
Anzahl der regelmäßigen UMTS- und 
LTE-Nutzer vom Jahr 2008 bis zum Jahr 
2015 um mehr als das Fünffache auf 74,3 
Millionen erhöht.11 Auch das Nutzungs-
verhalten bei den Bürgern hat sich verän-
dert, so ist der Anteil für das Smartphone 
als bevorzugter Internetzugang allein in 
den Jahren 2014 bis 2016 von 48 Prozent 
auf 66 Prozent gestiegen ist.12 Mehr als 
die Hälfte der Bürger ist bereit, Mobile-
Government-Angebote zu nutzen, sofern 
sie vorhanden sind.13 Vor diesem Hinter-
grund ist eine nähere Analyse des Standes 
von Mobile Government in Deutschland 

in hohem Maße sinnvoll. Im Folgenden 
werden hierzu zuerst das Konzept von 
Mobile Government und dessen Struktu-
ren dargestellt. Darüber hinaus wird eine 
Übersicht zu den Mobile-Government-
Angeboten von Bund, Ländern und Kom-
munen dargestellt. Der Beitrag schließt 
mit einer Zusammenfassung und einem 
Ausblick.

Mobile Government: Konzept und 
Strukturen

Mobile Government beschreibt die Mög-
lichkeit der Nutzung von bestehenden 
E-Government-Angeboten mit Hilfe von 
mobilen Endgeräten, wie Smartphones, 
Laptops, Tablets oder sonstigen mobilen 
Endgeräten, aber auch die Möglichkeit 

neuartige staatliche Leistungen anzu-
bieten, die auf den mobilen Kontext zu-
geschnitten sind.14 In Anlehnung an die 
Definition zu E-Government von Wirtz/
Piehler15 wird unter dem Begriff „Mobile 
Government“ die elektronische Abwick-
lung von Verwaltungs- und Demokratie-
prozessen im Rahmen staat licher Akti-
vitäten mit Hilfe von mobilen Informa-
tions- und Kommunikations technologien 
verstanden, um öffentliche Aufgaben effi-
zient und effektiv zu unterstützen.16

Die mobilen Informations- und Kom-
munikationstechnologien ermöglichen 
eine Vielzahl an öffentlichen Leistungsan-
geboten, die in unterschiedlichen Berei-
chen bereitgestellt werden können. Dies 
sind insbesondere die Bereiche „Mobile 
Search“, „Mobile Information“, „Mobile 
Communication“, „Mobile Transaction“, 
„Mobile Payment“, „Mobile Advertising“ 
und „Mobile Parti cipation“.17 Abbildun-
gen 1 und 2 stellen die Anwendungsberei-
che des Mobile Government im Überblick 
dar.

Die mobile Suche bietet im Vergleich 
zu der station ären Online-Suche die 
Möglichkeit, auf den jeweiligen mobi-
len Standort des Nutzers einzugehen und 
die bei mobilen Endgeräten meist stärker 
ausgeprägte Personalisierung zu berück-
sichtigen. Dadurch kann das Informa-
tionsbedürfnis des Bürgers gezielter mit 
dem Informationsangebot des Dienst-
leisters abgeglichen werden.18 So erlaubt 
es die App „Notdienste-Finder Bayern“ 
dem Bürger im medizinischen Notfall, 
schnell und auf den mobilen Standort ab-
gestimmt, den passenden Ansprechpartner 
zu finden.19

Auch die Mobilen Informationsdienste 
stellen – wie bei der mobilen Suche – In-

9 Vgl.  Wirtz und Daiser 2017, S. 8.

10 Vgl.  Bundesnetzagentur 2016, S. 58.

11 Vgl.  Bundesnetzagentur 2016, S. 59.

12 Vgl.  ARD/ZDF-Onlinestudien 2016a.

13 Vgl.  ipima 2016, S. 27.

14 Vgl.  Amdani und Choudhari 2014, S. 18.

15 Wirtz/Piehler 2010.

16 Vgl.  Wirtz und Piehler 2010, S. 8.

17 Vgl. im Folgenden Wirtz und Daiser 2017, S. 191.

18 Vgl. im Folgenden Wirtz und Daiser 2017, S. 191 ff.

19 Vgl.  Bayerische Staatsregierung 2015.
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• Mobile Nutzung von 
Suchmaschinen

• Pull-Mechanismus: 
Anforderung von 
Informationen

• Ortsbezogene Anwendungen 
und Services für Mobile 
Search

• Mobile News: Mobile 
Informationsangebote für 
MG-Nutzer

• Mobiles 
Wissensmanagement

• Ortsbezogene Anwendungen
und Services für Mobile 
Information

• Ein- oder mehrstufiger 
Dialog zwischen Benutzer 
und Anbieter über einen 
mobilen Kanal

• Ermöglicht personalisierte 
Ansprache

• Ortsbezogene Anwendungen
und Services für Mobile 
Communication

• Nutzen für Bürger: Auffinden 
von Informationen, die von 
besonderer Bedeutung sind

• Vorteil für öffentliche 
Verwaltung:
Vermarktung von MG-
Angeboten durch passende 
Informationsbereitstellung

• Nutzen für Bürger: Direkter 
mobiler Informations- und 
Wissensbezug

• Vorteil für öffentliche 
Verwaltung: Übermittlung 
personalisierter Produkt-/ 
Dienstleistungs-
informationen

• Nutzen für Bürger: Direkter 
Kommunikationskanal

• Vorteil für öffentliche 
Verwaltung: Direkte Reaktion 
auf und Interaktion mit dem 
Nutzer möglich

• Nutzen für Bürger:
Klassische E-Government-
Transaktion überall 
verfügbar

• Vorteil für öffentliche 
Verwaltung: Zusätzlicher 
Kanal zum Verschieben von 
Offline-Transaktionen in die 
Online-Umgebung

• Suchmaschinen-Portale

• Mobile Suchmaschinen
(z.B., Google mobile, Yahoo 
mobile, Bing mobile, etc.)

• …

• Kontextbezogene
Information

• Standortbasierte 
Informationsbereitstellung

• Portal-Abonnements

• …

• SMS-Codes

• Skype

• Nachrichtendienste

• …

• Mobile Government Portal

• Mobile Government Apps

• Mobile Stadtportale

• …

• Mobiler Zugang zu MG-
Leistungen

• Mobile Durchführung von 
Transaktionen

• Standortbasierte 
Transaktionsvorschläge

Abb: 1: Anwendungsbereiche des Mobile Government (I) (Vgl. Wirtz und Daiser 2015, S. 180.)
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• Bezahlen von Produkten und 
Leistungen mit dem mobilen 
Endgerät

• Schnelle Bezahlung am POS 
oder remote möglich

• Ortsbezogene Anwendungen
und Services für Mobile 
Payment

• Mobile Werbeformen

• Aktive Werbung, z.B. 
abhängig von standort-
bezogenen Kriterien

• Nachgefragte Werbung, je 
nach Benutzerpräferenzen

• Teilnahme an öffentlichen 
Entscheidungen und 
Politikgestaltung durch 
mobile Endgeräte

• Zugriff über eigene Apps 
oder Drittanbieter-Apps

• Mobile Software

• Mobile Browsing

• Mobile Navigation

• Mobile Telemetrie

• Nutzen für Bürger: 
Schnelles, unkompliziertes 
und sicheres Bezahlen

• Vorteil für öffentliche 
Verwaltung:
Effizienz der 
Zahlungsabwicklung

• Nutzen für Bürger: 
Zusätzlicher Nutzen durch 
personalisierte Werbung, 
Anzeigen überall verfügbar

• Vorteil für öffentliche 
Verwaltung:
Unterstützt Multichannel-
Management

• Nutzen für Bürger: 
Ortsunabhängige Teilnahme 
möglich

• Vorteil für öffentliche 
Verwaltung:
Direkte Interaktion, 
unterstützt Multichannel-
Management

• Benötigte Funktionen um 
Anwendungsfelder 
realisieren zu können

• Bilden die Basis für 
komplexe Mobile Services

• Mobile Zahlverfahren 
(z.B. Nahfeldkommuni-
kation, schnelle Antwort-
codes usw.)

• Bezahl-Apps

• …

• Mobile Display-Anzeigen

• In-App-Werbung

• Standortbasierte Werbung

• …

• Mobile MG-Portale

• Mobile Drittanbieter-Apps

• Partizipation-Apps

• Betriebssystem für mobile 
Geräte (z. B. Android, 
Windows, iOS usw.)

• Mobile Browser (z. B. Opera 
Mini, Chrome, etc.)

• Komplexe Instrumente in der 
Telemetrie und Navigation

• …

Abb: 2: Anwendungsbereiche des Mobile Governm ent (II) (Vgl. Wirtz und Daiser 2015, S. 181.)
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formationen für den Bürger standortba-
siert und stärker personalisiert bereit. Al-
lerdings werden in diesem Anwendungs-
bereich die Informationen nicht aufgrund 
der Suchanfrage des Bürgers bereitgestellt, 
sondern automatisch aufgrund der stand-
ortabhängigen Situation des Bürgers. 
Hierdurch können staatliche Stellen den 
Bürger gezielt mit wichtigen und nützli-
chen Informationen versorgen. Als Bei-
spiel hierfür kann die Warn-App des Bun-
desamt für Bevölkerungsschutz und Kata-
strophenhilfe „NINA“ angeführt werden, 
die ortsbezogen vor Gefahren mittels 

Push-Nachrichten warnt und Notfalltipps 
von Experten bereitstellt.20

Mobile Kommunikationsdienste er-
möglichen neben der Informationsver-
mittlung die mobile Kommunikation 
zwischen dem Bürger und dem Anbieter. 
Dies können einfache Anfragen bis hin zu 
mehrstufigen Dialogen zwischen Anbieter 
und Bürger sein. Vorteile bieten sich hier 
insbesondere auf beiden Seiten in Form ei-
ner zügigen Interaktion und einer schnel-
len Abwicklung des Verwaltungs prozesses. 
Beispielhaft hierfür kann die App „Polizei 
Brandenburg“ genannt werden, die das 
Absetzen von Notrufen mit Angabe des 
Standortes ermöglicht.21

Mobile Transaktionsdienste eröffnen 
dem Bürger die Möglichkeit, administra-
tive Prozesse standort unabhängig einzu-
leiten und abzuschließen. Zudem können 
standortbezogene Informa tionen oder 
Dienste in die mobile Transaktion mit 
einbezogen werden. Dies kann dem Bür-
ger generell die Transaktion erleichtern, 
sodass insgesamt eine höhere Akzeptanz 
von Verwaltungsprozessen gefördert wird. 
Die Stadtwerke Herne bieten beispielswei-

se an, mit ihrer App die Zählerstände zu 
übermitteln oder persönliche Daten im 
Kundenkonto zu ändern.22

Ein weiterer Vorzug von mobilen End-
geräten ist die ortsunabhängige Durch-
führung von Zahlungen (Mobile Zah-
lungsdienste). Hierdurch können Zahlun-
gen effizient angewiesen und damit das 
Verwaltungs verfahren vollständig mobil 
und online durchgeführt werden. Aller-
dings wurde noch kein einheitlicher mo-
biler Zahlungsstandard eingeführt, sodass 
es zahlreiche Anbieter von mobilen Zah-

lungsdiensten gibt. Als Beispiel zu diesem 
Anwendungsbereich kann die „MVV-
App“ der Stadt München angeführt wer-
den, die es dem Bürger ermöglicht, im 
öffentlichen Nahverkehr ausgewählte Ti-
ckets mit dem Smartphone zu kaufen.23

Die Mobile Werbung befindet sich 
im Kontext des E-Government und des 
Mobile Government noch in einer frü-
hen Entwicklungsphase. Dennoch bieten 
sich hierbei Potenziale für Bürger und die 
öffentliche Verwaltung. Durch die per-
sonalisierte, ortsunabhängige oder kon-
textbasierte Werbung können Bürger auf 
bislang unbekannte staatliche Leistungen 
aufmerksam gemacht werden. Darüber 
hinaus hat die öffentliche Verwaltung die 
Möglichkeit, mehr über das Verhalten der 
Bürger zu erfahren und gleichzeitig ei-
nen weiteren Kommunikationskanal zur 
Bereitstellung ihrer Leistungsangebote 
zu eröffnen. Ein Beispiel für den Anwen-
dungsbereich der mobilen Werbung ist die 
„Hamburg App“, die verschiedene Ange-
bote der Stadt Hamburg bereit stellt und 
in ihre App auch kommerzielle Angebote 
der ortsansässigen Unternehmen integ-

riert, um so die App für den Bürger inter-
essanter zu gestalten.24

Mobile Partizipation bezieht sich auf 
die Mitwirkung an öffentlichen Angele-
genheiten und der Politikgestaltung über 
mobile Geräte. Entsprechende Apps er-
möglichen es dem Bürger, sich über öf-
fentliche Angelegenheiten und Fragestel-
lungen ortsunabhängig zu informieren 
und daran teilzuhaben. Eine geläufige 
Form von Partizipations-Apps sind die so 
genannten Mängelmelder, die es dem Bür-
ger ermöglichen, öffentliche Missstände 
schnell, unkompliziert und mit Standort-
informationen den Behörden zu übermit-
teln und so am gesellschaftlichen Leben 
teilzuhaben. Ein Beispiel hierfür stellt die 
App „Ordnungsamt-Online“ des Landes 
Berlins dar, mit Hilfe derer Bürger Störun-
gen im öffentlichen Raum melden oder 
aktuelle Störungen in ihrer Umgebung 
einsehen können.25 

Neben den genannten Anwendungs-
bereichen, die explizit das mobile öffent-
liche Leistungsangebot betreffen, gibt es 
übergeordnete Support-Services, die die 
not wendigen Funktionen für die Realisie-
rung von Mobile-Government-Angeboten 
zur Verfügung stellen. Dies sind unter-
stützende Services, wie mobile Browser, 
mobile Navigation oder mobile Teleme-
trie, als grundlegende Basis für mobile 
Leistungsangebote. Mobile-Government-
Anwendungen, die eine möglichst breite 
Zielgruppe erreichen wollen, sollten ihr 
Angebote auf die gängigen Betriebssyste-
me anpassen, also diese zumindest für An-
droid- und iOs-Plattformen anbieten.

Die hier dargestellten Mobile-Govern-
ment-Anwendungsbereiche ermöglichen 
eine Vielzahl an unterschiedlichen Ange-
boten für die Bürger. Im Vergleich zu den 
international führenden Ländern im Be-
reich des E-Government ist der Stand des 

»Mobile Government ermöglicht vielfältige 
Angebotsformen in unterschiedlichen 
Anwendungsbereichen.«

20 Vgl.  Bundesamt für Bevölkerungsschutz 2017.

21 Vgl.  Polizei Brandenburg 2017.

22 Vgl.  GATES GmbH 2017.

23 Vgl.  Münchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH 
2016.

24 Vgl.  hamburg.de GmbH & Co. KG 2013.

25 Vgl.  Land Berlin 2016.
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Mobile Government in Deutschland noch 
nicht so weit fortgeschritten.26 Im Folgen-
den soll daher eine nähere Betrachtung 
von Mobile-Government-Angeboten in 
Deutschland anhand der vier wesentlichen 
Funktionen „Präsentation/Information“, 
„Kommunikation“, „Transaktion“ und 
„Partizipation“ für den Bürger dargestellt 
werden.27

Mobile Government: Eine App-
Übersicht in Deutschland
Für die Erstellung einer App-Übersicht in 
Deutschland wurden im zweiten Halbjahr 
2016 die verfügbaren Apps von Bund, 
Ländern und der 100 größten Kommu-
nen analysiert. Dabei wurden die Apps 
mithilfe von Abfragen bei „Google Play 
Store“, Apples „App Store“, der jewei-
ligen Internetseite des Anbieters sowie 
über eine freie Google-Such maschinen-
Anfrage identifiziert. Die Einordnung der 
Apps nach Funktion, Servicebereich und 
Zielgruppe erfolgt anhand der Beschrei-
bungen und sonstigen Darstellungen im 
Internet.

Bei der Erstellung der Übersicht konn-
ten 272 Apps (100%) von Bund, Ländern 
und Kommunen identifiziert und nach der 
Anzahl der App-Installationen auf Smart-
phones unterteilt werden (siehe Tabel-
le 1). Hiervon stellen der Bund 47 Apps 

(etwa 17,3%), die Länder 61 Apps (etwa 
22,4%) und die Kommunen 164 Apps 
(etwa 60,3%) bereit. Auf den ersten Blick 
wirken das Angebot des Bundes gering 
und das Angebot der Kommunen stark 
ausgeprägt. Dies relativiert sich jedoch im 
Hinblick auf die Anzahl der untersuch-
ten Kommunen (100) im Vergleich zu der 
Anzahl von Bund und Ländern (17). So 
stellt eine durchschnittliche Kommune 
1,64 Mobile-Government-Angebote be-
reit, während höhere Verwaltungsebenen 
verhältnismäßig mehr Angebote bereit-
stellen (Länder durchschnittlich 3,81 bzw. 
Bund 47). Gerade Kommunen weisen eine 
hohe Bürgernähe auf und haben einen 
starken lokalen Bezug, der sich gut für 
standortbasierte Mobile Services nutzen 
lässt.  Dementsprechend können Kommu-
nen mit Mobile-Government-Angeboten, 
die eine aus geprägte und standortbasierte 
Interaktion mit dem Bürger ermöglichen, 
einen hohen Nutzen generieren. Demzu-
folge wäre auf der kommunalen Ebene 
eigentlich eine stärkere Verbreitung von 
Mobile-Government-Angeboten zu erwar-
ten gewesen.

Ein guter Indikator für die Nachfra-
ge von Mobile-Government-Apps stellt 
die Anzahl der jeweiligen Installationen 
(Downloads) dar. Die Spanne der Anzahl 
an Installationen reicht von unter 50 bis 
zu 5.000.000. Dabei weisen die meis-

Wirtz/Schmitt,   Mobile Government: Umsetzung und Entwicklungsperspektiven

ten aller Apps (etwa 66,2%) weniger als 
10.000 Installationen bzw. der Groß-
teil aller Apps (etwa 89,0%) weniger als 
50.000 Installationen auf. Jede neunte 
App (etwa 11,0%) weist mehr als 50.000 
Installationen  auf. Im Hinblick auf die je-
weilige Verwaltungsebene ist zu erkennen, 
dass kommunale Apps tendenziell weniger 
Installationen aufweisen. So liegt der An-
teil an Apps mit weniger als 10.000 Ins-
tallationen bei den Kommunen bei etwa 
68,3 Prozent, bei den Ländern bei etwa 
57,3 Prozent und beim Bund bei etwa 
36,2 Prozent.

Ein differenzierter Einblick zum Ent-
wicklungsstand von Mobile-Government 
in Deutschland ist mit Hilfe der Betrach-
tung von App-Funktionen möglich. Diese 
lassen sich je nach technischer Entwick-
lungsstufe in die Gruppen „Präsentati-
on/Information“, „Kommuni kation“, 
„Transaktion“ und „Partizipation“ ein-
teilen.28 Tabelle 2 stellt diese App-Funk-
tionen im Überblick dar. Hierbei ist zu er-
kennen, dass die überwiegende Mehrheit 
der Mobile-Government-Angebote (etwa 
73,5%) dem Bürger einseitig Informatio-
nen zum Abruf bereit stellen. Darüber hi-
naus ermöglichen etwa 12,9 Prozent der 
Apps die Kommunikation zwischen der 
öffentlichen Verwaltung und dem Bür-
ger sowie etwa 7,3 Prozent der Apps die 
Transaktion bei Verwaltungs verfahren. 
Lediglich etwa 6,3 Prozent der Apps er-
möglichen die höchste Funktionsstufe der 
Parti zipation an staatlichen Prozessen. 
Die deutliche Häufung bei der einfachen 
Funktionsstufe „Präsentation/Informati-
on“ zeigt den frühen Entwicklungsstand 
und zugleich das weitere Po tenzial des 
Mobile Government auf. Im Vergleich 
zu führenden internationalen Mobile-
Government-Angeboten kann hier durch-
aus ein Entwicklungsdefizit für die öffent-
liche Verwaltung in Deutschland konsta-
tiert werden.

Auch bei der Differenzierung zwischen 
den Verwaltungsebenen ist zu erkennen, 
dass der funktionale Schwerpunkt von 
Mobile-Government-Angeboten deut-
lich auf dem Anbieten und Bereit stellen 

26 Siehe auch  Wirtz 2015, S. 7;  Winkel 2015, S. 151;  ipi-
ma 2016, S. 27; 

27 Vgl. auch  Wirtz und Piehler 2010, S. 12 f.

28 Vgl. Wirtz und Piehler 2010, S. 12 f.

Installationen Kommune kum. % Land kum. % Bund kum. % Gesamt kum. % in %
<1.000 51 31,10 16 26,23 6 12,77 73 26,84 26,84
< 5.000 44 57,93 14 49,18 8 29,79 66 51,10 24,26
< 10.000 17 68,29 5 57,38 3 36,17 25 60,29 9,19
< 50.000 35 89,63 14 80,33 13 63,83 62 83,09 22,79
< 100.000 4 92,07 5 88,52 6 76,60 15 88,60 5,51
< 500.000 5 95,12 0 88,52 4 85,11 9 91,91 3,31
> 500.000 2 96,34 0 88,52 4 93,62 6 94,12 2,21
k.A. 6 100,00 7 100,00 3 100,00 16 100,00 5,88
Gesamt 164  - 61  - 47  - 272  - 100,00
in % 60,29 22,43 17,28 100,00 -

Tab. 1: Mobile Government-Apps und App-Installationen (Downloads)

Funktion Kommune kum. % Land kum. % Bund kum. % Gesamt kum. % in %
1: Präsentation/Information 118 71,95 43 70,49 39 82,98 200 73,53 73,53
2: Kommunikation 20 84,15 10 86,89 5 93,62 35 86,40 12,87
3: Transaktion 15 93,29 4 93,44 1 95,74 20 93,75 7,35
4: Partizipation 11 100,00 4 100,00 2 100,00 17 100,00 6,25
Gesamt 164 - 61 - 47 - 272 - 100,00
in % 60,29 22,43 17,28 100,00 -

Tab. 2: Mobile-Government-Apps und deren Funktionen
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von Informationen liegt. Der Anteil an 
Mobile-Government-Angeboten, die aus-
schließlich Informationen bereitstellen, 
liegt bei den Kommunen bei etwa 71,95 
Prozent, bei den Ländern bei etwa 70,5 
Prozent und beim Bund bei etwa 83,0 
Prozent. Tendenziell ist zu erkennen, dass 
die kommunalen Apps höhere Funktions-
stufen auf weisen, was wiederum für ei-
nen höheren Anreiz bei den Kommunen 
zur Inter aktionen mit dem Bürger spricht. 
Dennoch entspricht dieses Ergebnis ins-
gesamt nicht in hinreichendem Maße den 
Nachfragebedürfnissen der Bürger, die 
ein deutlich stärker ausge prägtes Inter-
esse an Mobile-Government-Angeboten 
mit den Funktionen zur Kommunikation, 
Transaktion und Partizipation haben.29 
Für die weitere Entwicklung und Akzep-
tanz des Mobile Government beim Bür-
ger ist es sinnvoll, den Funktionsgrad der 
be stehenden und zukünftigen Apps und 
damit die Interaktions möglichkeiten zwi-
schen dem Bürger und der öffentlichen 
Verwaltung zu erhöhen.

Für die Erhöhung von Interaktions-
möglichkeiten ist es daher von besonde-
rem Interesse, das Angebotsspektrum der 
öffentlichen Verwaltung hin sichtlich ihrer 
Mobile-Government-Angebote zu unter-
suchen. Dieses drückt sich ins besondere 
im Service bereich der jeweiligen App aus, 
der auf die Aufgabenerfüllung der öffent-
lichen Verwaltung gerichtet ist. Tabelle 3 
stellt die Mobile-Government-Angebote 
hinsichtlich ihrer Service bereiche und ge-
gliedert nach Verwaltungsebene dar.30 
Insgesamt lassen sich 15 Serviceberei-

Wirtz/Schmitt,   Mobile Government: Umsetzung und Entwicklungsperspektiven

Diese Heterogenität ist bei Kooperatio-
nen innerhalb der öffentlichen Verwal-
tung grundsätzlich relevant. Insbesondere 
können Kooperationen mit dem Ziel der 
Generierung von Synergien und das Tei-
len von vorhandenem Wissen zu Mobile-
Government-Angeboten durch diese hete-
rogene Ausgangslage erschwert werden. 

Bei solchen Kooperationen ist zwischen 
den Formen einer intra- und interrela-
tionalen Kooperation der Verwaltungs-
ebenen zu unterscheiden. Die intrarela-
tionale Kooperation bezieht sich auf die 
(horizontale) Zusammenarbeit innnerhalb 
einer Verwaltungsebene, also z.B. die Zu-
sammenarbeit aus schließlich zwischen 
Kommunen. Hierbei können insbeson-
dere erfolgreiche Mobile-Govern ment-
Angebote und dazu gehörige Erfahrun-
gen mit anderen Verwaltungseinheiten, 
die mit denselben Heraus forderungen 
und Probleme konfrontiert sind, geteilt 
und verbessert werden. Auch sind hierbei 
Zusammen schlüsse möglich, um einzelne 
Mobile-Government-Angebote einer grö-
ßeren, gemein samen Zielgruppe anzubie-
ten, um so Skaleneffekte zu erzielen. Bei-
spielsweise können zwei Kommunen ihre 
Fixkosten zur Ver waltung der Mobile-
Government-Angebote reduzieren, indem 
sie diese Angebote gemeinsam und zent-
ral verwalten. Dahingegen bezieht sicht 
die interrelationale Kooperation auf die 
(vertikale) Zusammen arbeit zwischen den 
verschiedenen Verwaltungs ebenen, also 
beispielsweise zwischen den Kommunen 
und einem Land. Hierbei können insbe-
sondere Mobile-Government-Angebote 
miteinander ver knüpft werden, sodass 
diese sich gegenseitig ergänzen und hie-
raus positive Verbund effekte entstehen. 
Beispiels weise wird ein Mobile-Govern-
ment-Angebot des Bundes, das allgemein 
zum Bereich Gesundheit informiert (z.B. 
über Pollenflug), für den Bürger interes-
santer, wenn Kommunen gleichzeitig über 
ihre lokales, gesundheitsförderndes An-

29 Vgl. ipima 2016, S. 26 f.

30 Das Marketing des Bundes bezieht sich meist auf 
ein zelne Institutionen; Hierbei handelt es sich 
im Wesentlichen um allgemeine Informations-
an  gebote der Bundesregierung, des Bundestags 
und der Bundeswehr. Bei den Ländern werden 
meist Regionen touristisch beworben; Dies 
sind im Wesentlichen Informationsangebote zu 
Weltkulturerbe-Regionen, Nationalparks sowie 

che identifizieren bei denen die Bereiche 
„Marketing“ (etwa 21,7%), Abfallent-
sorgung“ (etwa 16,5%) und „Verkehr“ 
(etwa 12,5%) besonders stark ausgeprägt 
sind. Allerdings wird diese Ausprägung 
durch das zahlenmäßig größere Angebot 
der Kommunen bestimmt. Je nach Ver-
waltungsebene bestehen unterschiedliche 
Ausprägungen der Service bereiche.

Das kommunale Mobile-Govern-
ment-Angebot ist deutlich auf die zuvor 
genannten Servicebereiche ausgerich-
tet (etwa 67,7%). Bei den Ländern sind 
Schwerpunkte bei den Service bereichen 
„Marketing“ (etwa 24,6%), „Gesund-
heit“ (etwa 13,1%) und „Open Data“ 
(etwa 11,5%) zu erkennen. Die Mobile-
Government-Angebote des Bundes fokus-
sieren auf die Service bereiche „Bildung“ 
(etwa 29,8%), „Hilfe beim Beruf“ (etwa 
14,9%), „Sicherheit“ (etwa 12,8%) und 
„Marketing“ (etwa 10,6%). Die unter-
schiedlichen Schwerpunkte von Mobile-
Government-An geboten zu den Servi-
cebereichen lassen sich durch die unter-
schiedlichen Aufgaben stellungen bzw. 
durch die unterschiedlichen Interessens-
lagen der Verwaltungs ebenen erklären. 

Rad- und Wandertouren. Das Marketing der Kom -
munen hat einen starken lokalen Bezug und bie-
tet im Wesentlichen Informationen zu Se hens-
wür  digkeiten und Ereignissen sowie Nach rich ten 
der jeweiligen Kommunen an. Vereinzelt sind 
hie rin Behördenwegweiser und sonstige Zu gänge 
zur kommunalen Ver wal tung, wie die elektroni-
sche mobile Termin ver ein ba rung, integriert.

Servicebereich Kommune in % Land in % Bund in % Gesamt in %
Marketing 39 23,78 15 24,59 5 10,64 59 21,69
Abfallentsorgung 45 27,44 0 0,00 0 0,00 45 16,54
Verkehr 27 16,46 5 8,20 2 4,26 34 12,50
Bildung 3 1,83 5 8,20 14 29,79 22 8,09
Kultur 16 9,76 3 4,92 0 0,00 19 6,99
Gesundheit 5 3,05 8 13,11 3 6,38 16 5,88
Förderung Ehrenamt 5 3,05 5 8,20 2 4,26 12 4,41
Open Data 3 1,83 7 11,48 2 4,26 12 4,41
Mängelmelder 9 5,49 2 3,28 0 0,00 11 4,04
Sicherheit 2 1,22 3 4,92 6 12,77 11 4,04
Behördenwegweiser 4 2,44 3 4,92 1 2,13 8 2,94
Hilfe beim Beruf 0 0,00 1 1,64 7 14,89 8 2,94
Energie 6 3,66 0 0,00 1 2,13 7 2,57
Zoll & Steuern 0 0,00 1 1,64 4 8,51 5 1,84
Glücksspiel 0 0,00 3 4,92 0 0,00 3 1,10
Gesamt 164 100,00 61 100,00 47 100,00 272 100,00
in % 60,29 22,43 17,28 100,00

Tab. 3: Mobile-Government-Apps und deren Servicebereiche
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gebot informieren (z.B. über die Angebo-
te eines Luftkurortes). Abbildung 3 stellt 
die möglichen Kooperationsformen der 
Verwaltungs ebenen beim Mobile Govern-
ment im Überblick dar.

Neben der Analyse der Serviceberei-
che sind insbesondere die Zielgruppen 
im Mobile Government von besonderer 
Relevanz. Tabelle 4 stellt die unterschied-
lichen Zielgruppen ver teilt über die unter-
schiedlichen Ebenen dar. Hierbei ist zu 
erkennen, dass sich die Mobile-Govern-
ment-Angebote an 13 Zielgruppen rich-
ten, die je nach Verwaltungsebene unter-
schiedlich stark angesprochen werden.

Die kommunalen Mobile-Government-
Angebote (100%) richten sich besonders 
stark die Ziel gruppen „Kultur interessierte 
& Touristen“ (etwa 30,5%), „Kunden 
der Abfallwirtschaft“ (etwa 27,4%), 
„Verkehrsteilnehmer“ (etwa 16,5%) so-
wie „Privat haushalte“ (etwa 16,5%). 

Dahin gegen richten sich Apps der Län-
der (100%) insbesondere an die „All-
gemeinheit“ (etwa 29,5%) und „Privat-
haushalte“ (etwa 27,9%), aber auch an 
„Kulturinteressierte & Touristen“ (etwa 
23,0%). Auch das Angebot des Bundes 
(100%) richtet sich an die „Allgemein-
heit“ (etwa 38,3%) und Privathaushalte 
(etwa 21,3%). Darüber hinaus werden 
die Zielgruppen „Unter nehmen & Ar-
beitnehmer“ (etwa 14,9%) und „Kinder“ 
(etwa 12,8%) angesprochen. Hierbei fällt 
auf, dass Mobile-Government-Angebote 
nur in geringem Maße der Privatwirt-
schaft offeriert werden (Unternehmen & 
Arbeitnehmer zu etwa 2,9%). Dies über-
rascht angesichts der erheblichen volks-
wirtschaftlichen Bedeutung der Privat-
wirtschaft und den hiermit verbun denen 
Möglichkeiten des Bürokratiekostenab-
baus zwischen der öffentlichen Verwal-
tung und der Privatwirtschaft. Gerade die 
elektronisch basierte Automatisierung im 
Mobile Govern ment ermöglicht erhebli-

31 Ebenfalls anzumerken ist, dass die Privat wirt-
schaft die zunehmende digitale Mobilität der 
Bürger bzw. ihrer Kunden bereits in hohem Maße 
bei der Angebotsgestaltung berücksichtigt (sog. 
Mobile Commerce) und hierdurch eine klare Er-
war tungshaltung an Mobile Government haben.

Wirtz/Schmitt,   Mobile Government: Umsetzung und Entwicklungsperspektiven

che Effizienz- und Effiktivitätsvorteile für 
die öffen tliche Verwaltung und die Privat-
wirtschaft.31 

Bei den kommunalen Apps sind die 
spezifischen  Zielgruppen deutlich zu 
erkennen und einem konkreten Service-
bereich zuordenbar. Der kommunale An-
teil an den breiten Zielgruppen „Allge-
meinheit“ und „Privathaushalte“ beträgt 
lediglich 20,1 Prozent. Demgegenüber 
haben die Apps der Länder und des Bun-
des – entsprechend der breiteren Aufga-
benstellung – einen Anteil an den breiten 
Zielgruppen von etwa 57,4 Prozent bzw. 
etwa 59,6 Prozent. Infolgedessen fällt 
es Bund und Ländern schwerer, die Ziel-
gruppen einem konkreten Servicebereich 
zuzu ordnen. Allerdings ist eine klare Zu-
ordnung von Angebot (App des jeweiligen 
Servicebereichs) und Nachfrage (Ziel-
gruppe, die diese App auf dem eigenen 
Smartphone installiert) unabdingbar für 
eine zufriedenstellende Erbringung von 
öffentlichen Leistungen gegenüber dem 
Bürger. Dies ist jedoch wesentlich für die 
Weiterentwicklung des Mobile Govern-
ment in Deutschland ist. Daher kann zum 
derzeitigen Stand konstatiert werden, 
dass sich die kommunalen Apps am Ehes-
ten für eine zufriedenstellende Erbrin-
gung von öffentlichen Leistungen eignen 
und somit die Kommunen wesentlich für 
die Zukunft des Mobile Government in 
Deutschland sind.

Im Kontext der quantitativen Analy-
se werden im Folgenden beispielhaft und 
qualitativ jeweils ein Mobile-Govern-
ment-Angebot von Bund, Ländern und 
Kommunen dargestellt, die stark nachge-
fragt bzw. be sonders oft installiert wur-
den, um die quantitativen Ergebnisse zu 
vertiefen und mit qualitativen Ergebnissen 
zu ergänzen. Dies sind die App „Wahl-
O-Mat“ der Bundes zentrale für politi-
sche Bildung, die App „Fahrradpass“ der 
Kooperation der Polizeilichen Kriminal-
prävention der Länder und des Bundes so-
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Abb. 3: Kooperationsformen der Verwaltungsebenen beim Mobile Government

Zielgruppe Kommune in % Land in % Bund in % Gesamt in %
Kulturinteressierte & Touristen 50 30,49 14 22,95 0 0,00 64 23,53
Privathaushalte 26 15,85 17 27,87 10 21,28 53 19,49
Kunden der Abfallwirtschaft 45 27,44 0 0,00 0 0,00 45 16,54
Allgemeinheit 7 4,27 18 29,51 18 38,30 43 15,81
Verkehrsteilnehmer 27 16,46 5 8,20 2 4,26 34 12,50
Unternehmen & Arbeitnehmer 0 0,00 1 1,64 7 14,89 8 2,94
Sonstiges Ehrenamt 4 2,44 2 3,28 1 2,13 7 2,57
Flüchtlinge & Helfer 1 0,61 3 4,92 2 4,26 6 2,21
Kinder 0 0,00 0 0,00 6 12,77 6 2,21
Öffentliche Verwaltung -intern- 2 1,22 1 1,64 1 2,13 4 1,47
Rettungsdienste 2 1,22 0 0,00 0 0,00 2 0,74
Gesamt 164 100,00 61 100,00 47 100,00 272 100,00
in % 60,29 22,43 17,28 100,00

Tab. 4: Mobile-Government-Apps und deren Zielgruppen
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wie die App „MVV-App“ der Stadt Mün-
chen.

Der „Wahl-O-Mat“ der Bundeszen-
trale für politische Bildung ist ein inter-
aktives Informationsangebot, das insbe-
sondere Erst- und Jungwähler spielerisch 
für Wahlen und Politik begeistern soll.32 
Dem Wähler werden 38 Thesen aus un-
terschiedlichen Politikfeldern präsentiert, 
die er mit seiner Zustimmung, Neutralität 
oder Ablehnung bewerten kann. Anhand 
der Antworten berechnet der Wahl-O-
Mat, welche Parteien und Wählervereini-
gungen dem Wähler am Ehesten entspre-
chend und wie weite andere Gruppie-
rungen von der eigenen Position entfernt 
liegen. Die Thesen werden regelmäßig ak-

32 Vgl. im Folgenden  Bundeszentrale für politische 
Bildung 2017.

33 Vgl. im Folgenden  Netzbewegung GmbH 2015.

34 Vgl. im Folgenden  Münchner Verkehrs- und Tarif-
ver bund GmbH 2016.

tualisiert und an die jeweils bevor-
stehende Wahl angepasst. Zudem 
erinnern Push-Benachrichtigungen 
an den Wahltermin und informie-
ren über aktuelle Meldungen und 
Ergebnisse zur Wahl. Abbildung 
4 illustriert den Aufbau der App 
„Wahl-O-Mat“.

Diese App stellt ein Informa-
tions- bzw. Bildungsangebot des 
Bundes dar, das über 500.000-mal 
installiert wurde. Durch die Mobi-
lität der App kann dieses Angebot 
orts unabhängig,  jederzeit und da-
mit einfach in Anspruch genom-
men werden. Bei dieser App fallen 
insbesondere die interaktiven bzw. 
spielerischen Komponenten auf, mit 
denen das relevante Informations-
angebot (die verschiedenen politi-
schen Standpunkte im Hinblick auf 
eine anstehende Wahl) ansprechend 
gestaltet werden. Der Wahl-O-Mat 
erreicht damit insbesondere die 
schwer erreichbare Zielgruppe der 
jungen Wähler. Allerdings können 
die Ergebnisse des Wahl-O-Mats 
nicht über andere Kommunikati-
onsdienste oder über Social Media, 
wie WhatsApp oder Facebook, mit 
Freunden geteilt oder untereinan-
der verglichen werden. Somit be-
rücksichtigt die Funktions weise des 
Wahl-O-Mats nicht in ausreichen-
dem Maße die hohe, soziale mobile 
Vernetzung der Bürger.

Die App „Fahrradpass“ wurde 
in der Kooperation der Polizeilichen 

Kriminalprävention der Länder und des 
Bundes entwickelt.33 Die App orientiert 
sich an dem klassischen Fahrradpass der 
Polizei, der die Identifikation von gestoh-
lenen Fahrrädern erleichtern soll. Zusätz-
lich können eine detaillierte Beschreibung 
und ein Foto des Fahrrades gespeichert 
werden. Im Falle eines Diebstahls können 
diese Daten an Polizei und Versicherung 
weitergeleitet werden. Abbildung 5 illust-
riert den Aufbau der App „Fahrradpass“.

Diese App leistet einen Beitrag zur prä-
ventiven Verkehrssicherheit im Zuständig-
keitsbereich der Länder. Sie richtet sich 
im Wesentlichen an Privathaushalte und 
wurde über 50.000-Mal installiert. Mit 
der Speicherung von Daten mit der Op-

tion zum Weiterleiten befindet sich die 
App noch auf einer niedrigen Entwick-
lungsstufe. Die Nachfrage bei dieser App 
basiert im Wesentlichen auf deren Nütz-
lichkeit für den Bürger sowie auf deren 
einfachen Dokumentationsfunktion. Al-
lerdings kann diese App noch um weitere 
Funktionen ergänzt werden, wie etwa die 
Verknüpfung mit Standortdaten oder die 
integrierte Meldung eines Fahrraddieb-
stahls verbunden mit weiteren Kommuni-
kationsmöglichkeiten und die Möglichkeit 
einer jederzeitigen Einsicht in den Bear-
beitungsstatus bei der zuständigen Polizei-
dienststelle.

Die App „MVV-App“ der Stadt Mün-
chen integriert viele Funktionen und stellt 
ein breites Angebot zum öffentlichen Per-
sonennahverkehr bereit.34 Hierüber kön-
nen individuell Informationen zu Abfahr-
ten, Verbindungen, Netzpläne von Bus, 
Regionalbahn, S-Bahn, U-Bahn oder Tram 
abgerufen werden. Die Auskünfte kön-
nen auf den aktuellen Standort angepasst 
und auf einer geographischen Karte visu-
alisiert werden. Zudem können Verspä-
tungen, Störungen und sonstige aktuelle 
Meldungen abgerufen werden. Nach einer 
Registrierung können ausgewählte Han-
dy-Tickets mobil erworben und bevorzug-
te Verbindungen gespeichert werden. Die 
interaktiven Komponenten ermöglichen 
es, Informationen zur eigenen Route per 
SMS, E-Mail oder Whatsapp mit Freun-
den zu teilen oder eigene Störungsmeldun-
gen sichtbar für andere Mitfahrer in das 
Meldesystem der App einzutragen. Ab-
bildung 6 illustriert den Aufbau der App 
„MVV-App“.

Diese App stellt ein erfolgreiches Mo-
bilitätsangebot der Stadt München dar 
und wurde über 500.000-mal installiert. 
Sie richtet sich an den klassisch kommu-
nalen Aufgabenbereich „Verkehr“ und die 
Zielgruppe der Verkehrsteilnehmer. Die 
App ist übersichtlich gestaltet, in der Be-
dienung einfach und ermöglicht schnelle 
Transaktionen, unabhängig vom jeweili-
gen Standort. Zudem bietet die MVV-App 

Wirtz/Schmitt,   Mobile Government: Umsetzung und Entwicklungsperspektiven

Abb. 4: Die App „Wahl-O-Mat“ der Bundeszentrale 
für politische Bildung

Abb. 5: Die App „Fahrradpass“ in der Kooperation der 
Polizeilichen Kriminalprävention der Länder und des 
Bundes

Abb. 6: Die App „MVV-App“ des Münchner Verkehrs- 
und Tarifverbund
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Funktionen zur Nutzung von Kommuni-
kationsdiensten und Social Media an. Das 
Funktionsniveau der App kann aufgrund 
der Interaktions möglichkeiten, dem inte-
grierten Meldesystem und dem mobilen 
Fahrkartenkauf über das Smartphone als 
relativ hoch eingestuft werden. Insgesamt 
kann diese App als ein gutes Beispiel für 
ein Mobile Government-Angebot angese-
hen werden, das von anderen Kommunen 
übernommen werden sollte.

Zusammenfassend kann konstatiert 
werden, dass aus der qualitativen Analy-
se zentrale Erfolgsfaktoren zum Mobile 
Government abgeleitet werden können. 
Hier sind insbesondere die Nützlichkeit 
und die einfache Bedienbarkeit der Apps 
im mobilen Kontext zu nennen. Insbe-
sondere ist die Verknüpfung von stand-
ortbasierten Funktionen (z.B. die aktuelle 
Position) zur mobilen Tran saktion (z.B. 
die Zahlung von Tickets) von besonde-
rer Relevanz. Darüber hinaus eignen sich 
besonders interaktive Komponenten im 
mobilen Kontext, um die App mit Kom-
munikationsdiensten und Social Media 
zu verknüpfen und damit der stark ausge-
prägten sozialen mobilen Vernetzung der 
Bürger Rechnung zu tragen.

Zusammenfassung und Ausblick

Mobile Government-Angebote der öffent-
lichen Verwaltung können insbesondere in 
den Be reich en „Mobile Search“, „Mobile 
Information“, „Mobile Communi cation“, 
„Mobile Trans action“, „Mobile Pay-
ment“, „Mobile Advertising“ und „Mo-
bile Participation“ bereitgestellt wer den.35

Bei einer näheren Betrachtung von Mo-
bile Government-Angeboten in Deutsch-
land konnten 272 Apps (100%) von 
Bund, Ländern und Kommunen identifi-
ziert werden. Hiervon stellen der Bund 47 
Apps (etwa 17,3%), die Länder 61 Apps 
(etwa 22,4%) und die Kommunen 164 
Apps (etwa 60,3%) bereit. Die überwie-
gende Mehrheit der Mobile Government-
Angebote (etwa 73,5%) stellt dem Bürger 
einseitig Informationen zum Abruf bereit. 
Dahingegen werden verhältnismäßig we-
nig Mobile-Government-Angeboten mit 
höheren Funktionen, wie Kommunikati-
on, Transaktion und Partizipation, bereit-
gestellt. Dieses Ergebnis entspricht nicht 
dem deutlich stärker ausgeprägten mobi-

len Interaktions- und Transaktionsbedürf-
nis der Bürger. 

Auch die Servicebereiche hinsichtlich 
der Mobile Government-Angebote unter-
scheiden sich deutlich zwischen Bund, 
Ländern sowie Kommunen. Zudem hat 
die Analyse gezeigt, dass Verlinkungen 
und Kooperationen bei den jeweiligen 
Apps nur in geringem Ausmaße vorhan-
den waren. Dies zeigt deutlich das Ent-
wicklungspotenzial des Mobile Govern-
ment in Deutschland auf. Eine stärkere 
Zusammenarbeit innerhalb der Verwal-
tungsebenen (horizontale Ko operation) 
ermöglicht insbesondere die Verbreitung 

von erfolgreichen Mobile-Government-
Angeboten sowie die Schaffung von Ska-
leneffekten. Dahingegen ermöglicht die 
stärkere Zusammenarbeit zwischen den 
Verwaltungsebenen (vertikale Koopera-
tion) insbe sondere die komplementäre 
Verknüpfung von Mobile-Government-
Angeboten und dadurch die Schaffung 
von Verbundeffekten. Zudem fällt bei der 
Analyse der Zielgruppen auf, dass Mobi-
le-Government-Angebote nur in geringem 
Maße der Privatwirtschaft offeriert wer-
den. Auch hierbei besteht ein erhebliches 
Entwicklungspotenzial für die öffentliche 
Verwaltung. 

Die qualitative Untersuchung von 
stark nachgefragten Mobile Government-
Angeboten zeigt, dass deren Erfolg ins-
besondere auf der Nützlichkeit sowie der 
einfachen Bedienbarkeit basiert. Insbe-
sondere sind die Verknüpfung von stand-
ortbasierten Funktionen (z.B. die aktuelle 
Position) zur mobilen Transaktion (z.B. 
die Zahlung von Tickets) von besonderer 
Relevanz. Darüber hinaus tragen beson-

ders interaktive Komponenten zur Ver-
knüpfung mit Kommunikationsdiensten 
und Social Media der stark ausgeprägten 
sozialen mobilen Ver netzung der Bürger 
Rechnung. 

Insgesamt kann konstatiert werden, 
dass die Rahmenbedingungen für das Mo-
bile Government in Deutschland in be-
sonderem Maße gegeben sind. Dennoch 
befindet sich das Mobile Government 
noch in einer frühen Entwicklungsphase. 
Die öffentliche Verwaltung bietet bereits 
in bestimmten Servicebereichen Mobile-
Govern ment-Angebote mit begrenztem 
Funktionsspektrum an. Insbesondere auf 

der kommunalen Ebene ist das Interakti-
onspotential mit dem Bürger besonders 
hoch. Gerade in diesem Bereich erwarten 
die Bürger ein leistungs fähiges und umfas-
sendes mobiles Angebot der öffentlichen 
Verwaltung.

Darüber hinaus wird zukünftig eine 
viel stärkere Bedeutung bei der Entwick-
lung des Mobile Government auf zwei 
wichtigen Bereichen liegen. Zum einen 
ist dies die Open Innovation bei der Ent-
wicklung von Mobile-Government-Ange-
boten. Hier wird es zukünftig viel stärker 
notwendig sein, Bürger in die Entwick-
lung von Mobile-Government-Angeboten 
durch einen offenen, interaktiven Inno-
vationsprozess einzu beziehen. Zum an-
deren ist der Bereich der künstlichen In-
telligenz von herausragender Bedeutung 
für Mobile-Government-Angebote. Dabei 
werden durch künstliche Intelligenz ge-

35 Vgl.  Wirtz und Daiser 2017, S. 182.

Wirtz/Schmitt,   Mobile Government: Umsetzung und Entwicklungsperspektiven

»Die Rahmenbedingungen für mobile 
Government sind in Deutschland 
in besonderem Maße gegeben, 
allerdings besteht ein erhebliches 
Entwicklungspotenzial für die öffentliche 
Verwaltung.«
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stützte Software-Programme viel stärkere 
Automatisierungen von Mobile-Govern-
ment-Angeboten nach sich ziehen. Insbe-
sondere bei der Künstlichen Intelligenz ist 
es bereits in der Privatwirtschaft in Form 
des Electronic Business zu weitreichenden 
Entwicklungen und Anwendungen ge-
kommen.

Wirtz/Schmitt,   Mobile Government: Umsetzung und Entwicklungsperspektiven
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